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AsylG 2005 8§10
AsylG 2005 83 Abs1
AsylG 2005 88 Abs1
AVG 866 Abs2

1. AsylG 2005 § 10 heute

2. AsylG 2005 § 10 gtiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
10. AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
11. AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gliltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gultig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 8 heute

2. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025

3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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1. AVG 8 66 heute
2. AVG § 66 gultig ab 01.01.1999zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 158/1998
3. AVG 8§ 66 gultig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Spruch
E10 425365-1/2012/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Vorsitzenden und den Richter Mag. R. ENGEL als
Beisitzer Uber die Beschwerde der XXXX, StA. PAKISTAN, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 28.02.2012, ZI.
1106.371-BAW, nach nicht offentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. H.
LEITNER als Vorsitzenden und den Richter Mag. R. ENGEL als Beisitzer Uber die Beschwerde der romisch 40 , StA.
PAKISTAN, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 28.02.2012, ZI. 1106.371-BAW, nach nicht o&ffentlicher
Sitzung zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte | und Il des angefochtenen Bescheides gemaR §§ 3, 8 Abs 1 Z 1
AsylG 2005 BGBI | 2005/100 idFBGBI | 38/2011 als unbegriindet abgewiesen.Die Beschwerde wird hinsichtlich der
Spruchpunkte rémisch eins und rémisch zwei des angefochtenen Bescheides gemaR Paragraphen 3, 8, Absatz eins,
Ziffer eins, AsylG 2005 BGBI rémisch eins 2005/100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, als

unbegriindet abgewiesen.

In Erledigung der Beschwerde hinsichtlich Spruchpunkt Il wird der bekampfte Bescheid behoben und die
Angelegenheit gem. 8 66 Abs. 2 AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das
Bundesasylamt verwiesen.In Erledigung der Beschwerde hinsichtlich Spruchpunkt rémisch drei wird der bekampfte
Bescheid behoben und die Angelegenheit gem. Paragraph 66, Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und

Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt verwiesen.
Text
Entscheidungsgrinde:

I. Der Asylgerichtshof nimmt den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen anrémisch eins. Der Asylgerichtshof nimmt

den nachfolgenden Sachverhalt als erwiesen an:
I.1. Bisheriger Verfahrenshergangromisch eins.1. Bisheriger Verfahrenshergang

1.1.1.1 Die beschwerdefiihrende Partei (in weiterer Folge kurz als "bP" bezeichnet), eine weibliche Staatsangehorige der
Islamischen Republik Pakistan ("Pakistan"), reiste am 18.6.2011 mittels eines ihr von der OB Islambad erteilten Visums
mit ihren pakistanischen Reisepass in das Bundesgebiet ein und brachte am 26.6.2011 beim Bundesasylamt (BAA)
einen Antrag auf internationalen Schutz ein.rémisch eins.1.1.1 Die beschwerdefuhrende Partei (in weiterer Folge kurz
als "bP" bezeichnet), eine weibliche Staatsangehorige der Islamischen Republik Pakistan ("Pakistan"), reiste am
18.6.2011 mittels eines ihr von der OB Islambad erteilten Visums mit ihren pakistanischen Reisepass in das

Bundesgebiet ein und brachte am 26.6.2011 beim Bundesasylamt (BAA) einen Antrag auf internationalen Schutz ein.

1.1.1.2. Bereits am 24.3.2009 ehelichte die bP in Pakistan den in XXXX/Afghanistan geborenen XXXX, welchem am XXXX
die osterreichische Staatsbirgerschaft verliehen wurde.rémisch eins.1.1.2. Bereits am 24.3.2009 ehelichte die bP in
Pakistan den in XXXX/Afghanistan geborenen rdmisch 40 , welchem am rémisch 40 die O6sterreichische
Staatsbulrgerschaft verliehen wurde.

[.1.1.3. Im Anschluss stellte sie erstmals am 26.5.2010 von Pakistan aus einen Antrag auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels in Osterreich. Die Erteilung dieses Aufenthaltstitels wurde am 29.7.2010 abgelehnt.rémisch eins.1.1.3.
Im Anschluss stellte sie erstmals am 26.5.2010 von Pakistan aus einen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels in
Osterreich. Die Erteilung dieses Aufenthaltstitels wurde am 29.7.2010 abgelehnt.

Im von der bP unterfertigten Antragsformular wurde die pakistanische Stadt Quetta als Geburtsort der bP bezeichnet.

[.1.1.4. Am 4.2.2011 stellte die bP einen weiteren Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels, welchen sie am 2.2.2012 -
also nach ihrer Einreise- zurtickzog.romisch eins.1.1.4. Am 4.2.2011 stellte die bP einen weiteren Antrag auf Erteilung
eines Aufenthaltstitels, welchen sie am 2.2.2012 -also nach ihrer Einreise- zurtickzog.
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.1.1.5. Die OB lIslamabad erteilt der bP ein vom 27.5.2011 - 27.9.2011 giltiges Visum D fir den Zweck
"Aufenthaltsvisum zur Abholung eines Aufenthaltstitels" Dieses Visum befindet sich in dem von der bP im
Asylverfahren vorgelegten Reisepass, welcher am 30.7.2009 ausgestellt wurde und in dem Quetta als Geburtsort
aufscheint.rémisch eins.1.1.5. Die OB Islamabad erteilt der bP ein vom 27.5.2011 - 27.9.2011 giiltiges Visum D fir den
Zweck "Aufenthaltsvisum zur Abholung eines Aufenthaltstitels" Dieses Visum befindet sich in dem von der bP im
Asylverfahren vorgelegten Reisepass, welcher am 30.7.2009 ausgestellt wurde und in dem Quetta als Geburtsort

aufscheint.

[.1.1.6. Im Rahmen der oa. Antrage legte die bP eine als echt qualifizierte Geburtsurkunde vor, wonach sie in Quetta als
Tochter jener Personen, welche sie im spateren Verfahren als ihre Stiefeltern bezeichnet registriert wurde. Ebenso legt
sie einen Trauschein vor, aus dem die oa. Ehe ersichtlich ist. Ebenso legte sie eine Bestatigung vor, wonach sie in
Pakistan nicht vorbestraft ist.rémisch eins.1.1.6. Im Rahmen der oa. Antrage legte die bP eine als echt qualifizierte
Geburtsurkunde vor, wonach sie in Quetta als Tochter jener Personen, welche sie im spateren Verfahren als ihre
Stiefeltern bezeichnet registriert wurde. Ebenso legt sie einen Trauschein vor, aus dem die oa. Ehe ersichtlich ist.

Ebenso legte sie eine Bestatigung vor, wonach sie in Pakistan nicht vorbestraft ist.

.1.1.7. Die OB Islamabad veranlasste die Uberprifung der Angaben der bP durch Recherchen vor Ort mittels eines
Vertrauensanwaltes. Hierbei stellte sich heraus, dass die Angaben von bP1 vor der Botschaft, so wie sie in den von ihr
vorgelegten Dokumenten eingetragen sind, der Richtigkeit entsprechen.rémisch eins.1.1.7. Die OB Islamabad
veranlasste die Uberpriifung der Angaben der bP durch Recherchen vor Ort mittels eines Vertrauensanwaltes. Hierbei
stellte sich heraus, dass die Angaben von bP1 vor der Botschaft, so wie sie in den von ihr vorgelegten Dokumenten
eingetragen sind, der Richtigkeit entsprechen.

1.1.1.8 Als Begrindung fir das Verlassen des Herkunftsstaates brachte die bP vor den Organen des offentlichen
Sicherheitsdienstes vor, sie hatte keine eigenen Griinde. Sie stelle den gegenstandlichen Antrag auf internationalen
Schutz nur deswegen, weil ihr Ehegatte in Osterreich lebt und sie bei ihrem Ehemann in Osterreich leben
mo&chte.romisch eins.1.1.8 Als Begriindung fur das Verlassen des Herkunftsstaates brachte die bP vor den Organen des
offentlichen Sicherheitsdienstes vor, sie hatte keine eigenen Grinde. Sie stelle den gegenstandlichen Antrag auf
internationalen Schutz nur deswegen, weil ihr Ehegatte in Osterreich lebt und sie bei ihrem Ehemann in Osterreich
leben méchte.

Vor einer Organwalter in des Bundesasylamtes brachte sie vor, sie sei in Ghazni/Afghanistan geboren, jedoch bei ihren
Stiefeltern in Pakistan aufgewachsen, weshalb sie auch die pakistanische Staatsburgerschaft erhalten hatte.

Sie hatte gegen den Willen ihres leiblichen Vaters, der sie mit einem wesentlich dlteren Mann verheiraten wollte, ihren
nunmehrigen Gatten geheiratet, weshalb sie von ihrem Vater bedroht und misshandelt wurde. Hierdurch ware sie

gezwungen gewesen, Pakistan zu verlassen.

Dem Vorhalt ihre nunmehrigen Angaben wirden nicht mit jenen vor den Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes
Ubereinstimmen und auch nicht die Eintragungen in ihrer Geburtsurkunde wiedergeben entgegnete sie wie folgt:

"V: Warum haben Sie bei lhrer Antragstellung am 27.06.2011 nur angegeben, dass Sie keine eigenen Fluchtgrinde
haben, sondern den Antrag nur stellen weil Ihr Ehemann hier in Osterreich lebt und Sie seine Ehefrau sind?

A: Da haben sie mir wirklich keine Fragen gestellt es wurde alles selbststandig ausgeflhrt.

V: Warum behaupten Sie, dass Sie in Ghazni Afghanistan geboren wurden, wenn aus lhrer Geburtsurkunde
hervorgeht, dass Sie in Quetta Pakistan geboren wurden?

A: Nein, das steht nicht dort. Vielleicht steht es deswegen so dort weil mich mein Adoptivvater als seine eigene Tochter
ausgegeben hat."

I.1.2. Der Antrag der bP auf internationalen Schutz wurde folglich mit im Spruch genannten Bescheid des BAA gemal3s
3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.§8 8 Abs 1
Z 1 AsylG wurde der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht
zugesprochen (Spruchpunkt Il.). Gemaf3§ 10 Abs 1 Z 2 AsylG wurde die Ausweisung aus dem O&sterreichischen
Bundesgebiet nach Pakistan verflgt (Spruchpunkt Il.).rémisch eins.1.2. Der Antrag der bP auf internationalen Schutz
wurde folglich mit im Spruch genannten Bescheid des BAA gemal3 Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 abgewiesen
und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins.). Gem. Paragraph 8, Absatz eins,
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Ziffer eins, AsylG wurde der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Pakistan nicht
zugesprochen (Spruchpunkt rémisch zwei.). Gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG wurde die Ausweisung
aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach Pakistan verflgt (Spruchpunkt rémisch drei.).

1.1.2.1. Im Rahmen der Beweiswirdigung erachtete die belangte Behdrde das Vorbringen der bP als nicht glaubhaft
und fuhrte hierzu aus:rémisch eins.1.2.1. Im Rahmen der Beweiswirdigung erachtete die belangte Behdrde das
Vorbringen der bP als nicht glaubhaft und fihrte hierzu aus:

"Es entspricht der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes, wenn Grinde, die zum Verlassen des
Heimatlandes beziehungsweise Herkunftsstaates gefihrt haben, im Allgemeinen als nicht glaubwirdig angesehen
werden, wenn der Asylwerber die nach seiner Meinung einen Asyltatbestand begrindenden Tatsachen im Laufe des
Verfahrens - niederschriftlichen Einvernahmen - unterschiedlich oder sogar widersprichlich darstellt, wenn seine
Angaben mit den der Erfahrung entsprechenden Geschehnisabldufen oder mit tatsachlichen Verhaltnissen bzw.
Ereignissen nicht vereinbar und daher unwahrscheinlich erscheinen oder wenn er mal3gebliche Tatsachen erst sehr
spat im Laufe des Asylverfahrens vorbringt (VWGH 6.3.1996, 95/20/0650).

Ihre Grinde, wonach Sie in Afghanistan geboren worden waren und von lhrem leiblichen Vater belastigt worden
waren, entsprechen offensichtlich nicht der Wahrheit.

Sie begrinden lhre Asylantragstellung in der Erstbefragung zunachst lediglich damit, dass sich lhr Ehemann in
Osterreich aufhalten wiirde. In der Einvernahme steigern Sie Ihr Vorbringen dann dahingehend, dass Sie von Ihrem
leiblichen Vater bedroht worden ware. Nachdem lhre Familie von diesem ebenfalls bedroht worden ware, wollte diese
nun keinen Kontakt mehr mit Ihnen haben. Auch hatte Ihr leiblicher Vater versucht, Sie mit Sdure zu Uberschutten.

Diese Angaben sind jedoch unglaubwirdig. Sie konnten nicht wirklich erklaren, aus welchem Grund Ihr Vater sich nun
plotzlich fur Sie interessieren wirde bzw. Sie nach Afghanistan zurlickbringen wollte, nachdem Sie nahezu Ihr
gesamtes Leben in Pakistan bei lhrem Adoptivvater verbracht haben sollen.

Anhand der von Ihnen im Zuge fir die Ausstellung einer Niederlassungsbewilligung vorgelegten Unterlagen ergibt sich
zudem, dass diese Angaben offensichtlich nicht mit der Wahrheit Ubereinstimmen. So wurden Sie, entgegen lhrer
Aussagen in Pakistan geboren, eine afghanische Staatsbirgerschaft kann also niemals bestanden haben. Ebenso
handelt es sich bei Ihrem angeblichen Adoptivvater um Ihren leiblichen Vater.

Es ist somit offensichtlich, dass Sie zum Zwecke eines gemeinsamen Ehelebens in Osterreich eingereist sind und die
nachtraglich vorgebrachte Bedrohungssituation lediglich dazu dienen solle, lhren Aufenthalt in Osterreich zu

legalisieren."

I.1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Pakistan traf das Bundesasylamt ausfuhrliche Feststellungen.
Deren wesentliche Teile werden wie folgt wieder gegeben:romisch eins.1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten
Lage in Pakistan traf das Bundesasylamt ausfuhrliche Feststellungen. Deren wesentliche Teile werden wie folgt wieder
gegeben:

"Allgemein

Die islamische Republik Pakistan wurde als unabhangiger Staat am 14. August 1947 gegrindet und hat Uber 177
Millionen Einwohner. Das Land grenzt im Sidwesten an den Iran, im Osten an Indien, im Nordwesten an Afghanistan
und im Nordosten an die Volksrepublik China. Pakistan ist ein Bundesstaat mit den vier Provinzen Punjab, Sindh,
Baluchistan, Khyber Pakhtunkhwa (ehemals North West Frontier Province NWFP) und den "Federally Administered
Tribal Areas" (FATA). Die Hauptstadt ist Islamabad. Die Verfassung Pakistans sieht eine Dreiteilung der Macht vor: Die
Legislative ist mit der Gesetzgebung betraut, die Exekutive implementiert die Gesetze und die Judikative interpretiert

sie.

(IOM - Internationale Organisation fur Migration:
Landerinformationsblatt Pakistan, August 2010 / U.K. Home Office:
Country of Origin Information Report, Pakistan, 17. January 2011)
Politik / Wahlen

Die gesetzgebende Gewalt in Pakistan liegt beim Parlament, welches aus zwei Kammern besteht: der
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Nationalversammlung und dem Senat. Die Nationalversammlung umfasst 342 Abgeordnete, wovon 272 fur funf Jahre
nach Mehrheitswahlrecht direkt vom Volk gewahlt werden. Wahlberechtigt sind alle Staatsburger ab einem Alter von
18 Jahren. 60 Parlamentssitze sind fir Frauen, zehn weitere fur Vertreter religioser Minderheiten reserviert. Die
reservierten Sitze werden auf die in der Nationalversammlung vertretenen Parteien entsprechend ihrem
Stimmenanteil verteilt. Der Senat hat 100 Abgeordnete, die von den Parlamenten der vier Provinzen sowie der
Stammesgebiete unter Bundesverwaltung gewahlt werden.

Aus den Parlamentswahlen am 18. Februar 2008 war die bis dahin oppositionelle Pakistan Peoples Party (PPP) unter
der Fihrung von Asif Ali Zardari, dem Witwer von Benazir Bhutto, als Sieger hervorgegangen. Ihre Parlamentsmehrheit
reichte aber fur eine Alleinregierung nicht aus. Sie schloss sich deshalb mit der zweitgro3ten Partei, der Pakistan
Muslim League (PML-N) des ehemaligen Premierministers Nawaz Sharif, und zwei kleineren Parteien zu einer Koalition
zusammen. Yousaf Rana Gilani (PPP) wurde am 24. Marz 2008 zum Premierminister gewahlt.

Prasident Musharraf, der am 29. November 2007 als ziviler Prasident fur eine weitere flinfjdhrige Amtszeit vereidigt
worden war, trat am 18. August 2008 angesichts eines drohenden Amtsenthebungsverfahrens zurick. Die zwischen
Zardari und Sharif lange Zeit strittigen Fragen Uber den Umgang mit Prasident Musharraf und die Wiedereinsetzung
der wahrend des Notstands im November 2007 entlassenen Hohen Richter fiihrten am 25. August 2008 zum Austritt
der PML-N aus der Regierungskoalition. Die PPP fuhrt seitdem eine Koalitionsregierung zusammen mit der Muttahida
Quami Movement (MQM), der viertstarksten Partei im Parlament, sowie den kleineren Parteien Awami National Party
(ANP) und Jamaat-e-Ulema-e-Islamyia (JUI-F). Am 6. September 2008 wurde Zardari von der Nationalversammlung und
den vier Provinzversammlungen zum neuen Prasidenten gewdhlt und am 9. September 2008 vereidigt.
Premierminister Gilani stimmte am 16. Marz 2009 nach landesweiten Protesten der Juristenbewegung der
Wiedereinsetzung aller verbliebenen abgesetzten Richter zu, einschliel3lich des Vorsitzenden des Obersten
Gerichtshofs, Iftikar M. Chaudhry.

Im April 2010 wurde eine weitreichende Verfassungsreform verabschiedet, die von einem parteilbergreifenden
Parlamentsausschuss  seit Juni 2009 vorbereitet worden war. Kernelemente der vorgenommenen
Verfassungsanderungen sind eine Starkung der Position des Premierministers bei gleichzeitiger Schwachung der
Machtbefugnisse des Prasidenten, eine Starkung des Foderalismus durch eine deutliche Ausweitung der Kompetenzen
der Provinzen gegeniber der Zentralregierung, eine Starkung der Unabhangigkeit der Justiz durch ein neues
Ernennungsverfahren fiir die obersten Richter und die Einflhrung zweier neuer Grundrechte:

des Rechts auf Information und des Rechts auf Erziehung.
(Auswartiges Amt: Pakistan, Staatsaufbau/Innenpolitik, Stand: April 2011,

http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Pakistan/Innenpolitik_node.html#doc344388bodyText3, Zugriff
5.5.2011 / Freedom House: Freedom in the World - Pakistan (2010),

http://www.freedomhouse.org/inc/content/pubs/fiw/inc_country_detail.cfm?year=2010&country=7893&pf, Zugriff
5.5.2011)

Regionale Problemzonen

Pakistan ist mit einer erheblichen terroristischen Bedrohung durch die Taliban und andere jihadistische Gruppen
konfrontiert. In den vergangenen Jahren hatten Talibangruppen in Teilen der sog. "Stammesgebiete" an der Grenze zu
Afghanistan eigene Herrschaftsstrukturen etabliert und ihre extrem konservative Interpretation der Sharia
durchgesetzt. Wesentliche Menschenrechte und Grundfreiheiten werden in diesen Gebieten verletzt; die Willkir der
Taliban richtet sich nicht nur gegen politische Gegner, sondern auch gegen Schiiten und andere

Minderheiten. Dabei kam es auch immer wieder zu Auseinandersetzungen mit so genannten "Lashkars"
(Burgerwehren, mit denen sich einzelne Stamme oder Dorfer gegen die Bedrohung der Taliban zur Wehr setzen).

Die Militdroperationen gegen die Taliban werden von der groflen Mehrheit der Bevdlkerung und der Medien
unterstiitzt. Grund dafur ist, dass vielen Pakistanern die Méglichkeit einer Taliban-Herrschaft erst mit der Ubernahme
des Swat-Tals real vor Augen gefuhrt wurde. Tagliche Berichte Uber die Willkiirherrschaft der Taliban (Hinrichtungen,
Auspeitschung als Strafe, Sprengung von Madchenschulen, Rekrutierung von Minderjahrigen) fihrten dazu, dass die
Taliban von der Mehrheit als existentielle Bedrohung fur das Land betrachtet werden. Auch die Terrorwelle, mit denen



die Taliban und sympathisierende jihadistische Gruppen versuchen, ein Ende der Militdroperationen zu erzwingen, hat
bislang noch zu keiner Kehrtwende in der 6ffentlichen Meinung gefhrt.

Seit Ende April 2009 haben sich die militarischen Auseinandersetzungen zwischen dem pakistanischen Militar und den
Taliban verscharft. Zuvor hatten die Taliban eine Vereinbarung mit der Provinzregierung von Khyber Pakhtunkhwa im
Februar 2009 genutzt, um die Herrschaft im Swat-Tal zu Gbernehmen und anschlielend in zwei Nachbardistrikte
vorzuriicken. Die Armee antwortete daraufhin am 26. April 2009 mit einer Gegenoffensive und beendete die Taliban-
Herrschaft im Swat-Tal. Von Oktober bis Dezember 2009 wurden die Taliban aus Sud-Wasiristan (FATA) vertrieben,
einer Region, die von ihnen jahrelang kontrolliert worden war. Daneben finden auch in anderen Teilen der FATA immer
wieder Gefechte statt.

Die Taliban reagieren auf diese Militaroperationen mit Terroranschlagen, von denen vor allem Khyber Pakhtunkhwa
und FATA betroffen sind, die sich aber auch gegen Ziele in pakistanischen GroR3stadten wie z.B. Karachi, Lahore und
Faisalabad richten. Die Terroranschlage halten auch im Jahr 2011 an. Sie zielen vor allem auf Einrichtungen des Militars
und der Polizei. Opfer sind aber auch politische Gegner der Taliban, religiose Minderheiten sowie Muslime, die nicht
der strikt konservativen Scharia-Auslegung der Taliban folgen.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Marz 2010 / Auswartiges Amt: Pakistan, Staatsaufbau/Innenpolitik, Stand: April 2011, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Pakistan/Innenpolitik_node.html#doc344388bodyText3, Zugriff
5.5.2011)

Justiz

Die Verfassung garantiert die Unabhangigkeit der Judikative, die aber nicht frei von Einfluss seitens der Regierung oder
militarischen Institutionen ist. Das pakistanische Justizsystem umfasst Zivil- und Strafgerichte auf Republik-, Provinz-
und Departementebene. Zusatzlich existieren ein Scharia - Gerichtshof auf Bundesebene und Scharia - Gerichte auf
lokaler Ebene. Die Entscheidungskompetenzen der verschiedenen Gerichtssysteme Uberschneiden sich teilweise, und
sich widersprechende Urteile sind moglich. Darin widerspiegelt sich die variierende Auslegung weltlichen und

religiosen Rechts durch die parallel bestehenden Gerichtssysteme.

Um das pakistanische Justizsystem sind in Politik und Zivilgesellschaft starke Kontroversen ausgetragen worden.
Insbesondere die Frage der Unabhangigkeit der Judikative und deren Schutz vor politischer Einflussnahme pragt die
offentliche Diskussion seit vielen Jahren. Von besonderer Bedeutung sind die seit Mitte 2007 anhaltenden, teils
blutigen Proteste pakistanischer Rechtsanwalte, die so genannte "Lawyers' Movement". Sie flihrten unter anderem zur
Wiedereinsetzung von Richtern des Obersten Gerichtshofes und der Provinzgerichte, die zuvor durch
Notrechtsbeschluss abgesetzt worden waren. Weiterhin trugen die Proteste entscheidend dazu bei, dass der damalige

Staatsprasident Pervez Musharraf im August 2008 nach einer Wahlniederlage zurtcktrat.

Einschatzungen zur Unabhdngigkeit und Rechtsstaatlichkeit der pakistanischen Justizpraxis fallen unterschiedlich aus.
Generell arbeiten hohere Instanzen diesbezlglich besser als die regional oder lokal zustandigen Gerichte; Berichte von
Korruption und Beeinflussung betreffen jedoch alle Instanzen. Die durch die Anwaltschaft und auf Druck der Stral3e
erzwungene Wiedereinsetzung der von Staatsprasident Musharraf entlassenen Richter und des Obersten Richters des
Verfassungsgerichts hat eine deutliche Starkung der Judikative bewirkt. Bei der Bearbeitung von unpolitischen Fallen
werden die héheren Instanzen und der Oberste Gerichtshof von den Medien und der Offentlichkeit im Generellen als
zuverlassig eingeschatzt.

Das "National Judicial Policy Making Committee", ein Ausschuss des Obersten Gerichtshofes, erarbeitete zwischen April
und Mai 2009 eine neue nationale Strategie zur Uberwindung der drdngendsten Problemen des pakistanischen
Justizsystems. Mitglieder des Ausschusses waren die Prasidenten des Obersten Gerichtshofes, des Scharia -
Gerichtshofes und der vier Obergerichte auf Provinzebene. Ungentgende Unabhangigkeit der Gerichte,
Korruptionsprobleme im Justizsystem sowie die immense Zahl hangiger Verfahren wurden als Hauptprobleme
identifiziert. Die neue Strategie ist seit dem 1. Juni 2009 in Kraft.

(SFH - Schweizerische Flichtlingshilfe: Auskunft der SFH - Landeranalyse, Pakistan: Justizsystem und Haftbedingungen,
5. Mai 2010 / USDOS - US Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010, 08. April 2011)

Sicherheitsbehorden



Ein sog. "First Information Report" (FIR) ist die gesetzliche Grundlage fir alle Inhaftierungen. Die Polizei ist verpflichtet
solche FIRs einem Klager auszustellen, die nachvollziehbare Beweise anfihren, dass ein Verbrechen geschehen ist. Ein
FIR erlaubt der Polizei einen Verdachtigen 24 Stunden festzuhalten, wobei eine Verlangerung der Untersuchungshaft
um weitere 14 Tage nur nach Vorfahrung vor einen Polizeirichter, und dann auch nur, wenn die Polizei triftige Grinde
anfiihrt, dass eine solche Verlangerung fir die Ermittlungen unbedingt notwendig ist. In der Praxis kommt es aber
immer wieder zur Missachtung dieser Fristen bzw. wird die gesetzlich festgelegte Vorgangsweise nicht immer

eingehalten.

Die polizeilichen Zusténdigkeiten sind zwischen nationalen und regionalen Behorden aufgeteilt. Die Bundespolizei
(Federal Investigation Agency, FIA) ist dem Innenministerium unterstellt; ihre Zustandigkeit liegt im Bereich der
Einwanderung, organisierten Kriminalitdt und Interpol sowie der Terrorismus- und Rauschgiftoekdmpfung. Die
einzelnen Provinzen haben ihre eigenen Verbrechensbekampfungsbehdrden; gegenlber diesen Provinzbehdrden ist
die FIA nicht weisungsbefugt. In der Offentlichkeit geniel3t die vor allem in den unteren Réngen schlecht ausgebildete,
gering bezahlte und oft unzureichend ausgestattete Polizei kein Ansehen. Dazu tragt die extrem hohe
Korruptionsanfilligkeit ebenso bei, wie haufige unrechtmaRige Ubergriffe und Verhaftungen, sowie Misshandlungen
von in Polizeigewahrsam genommenen Personen. Die Effizienz der Arbeit der Polizeikrafte und damit auch die
Schutzfahigkeit vor privaten Verfolgungshandlungen sind regional sehr unterschiedlich. Bei besonderen religiosen
Ereignissen ruft die Regierung auch Militarkrafte zu Hilfe um die 6ffentliche Ordnung und Sicherheit gewahrleisten zu
kénnen. Die Regierung veranstaltet fur alle Polizeibeamten regelmaliige Trainingskurse, die sich mit Kriminaltechnik
und Menschenrechtsfragen befassen.

(USDOS - US Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010, 08. April 2011 / Auswartiges Amt:
Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand: Marz 2010)

NGOs

Zahlreiche nationale und internationale Menschenrechtsorganisationen kénnen generell ohne Behinderung seitens
staatlicher Stellen operieren, Untersuchungen von Menschenrechtsverletzungen durchfihren und deren Ergebnisse
veroffentlichen. Regierungsstellen kooperieren meistens mit diesen Gruppen und antworten auch auf ihre Ergebnisse.
Im Allgemeinen besteht fir NGOs Zutritt zu Polizeistationen und Gefangnissen.

(USDOS - US Department of State: Country Report on Human Rights Practices 2010, 08. April 2011)
Menschenrechte

Ratifikation internationaler Abkommen

Allgemein

Pakistan hat im Juni 2010 den internationalen Pakt Uber burgerliche und politische Rechte sowie die Konvention gegen
Folter ratifiziert. Nach der Ratifikation des internationalen Pakts Uber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte im
April 2008 hat Pakistan damit eine Reihe wichtiger menschenrechtlicher Kodifikationen ratifiziert. Allerdings enthalten
die Ratifikationen Vorbehalte, die teilweise den Schutzbereich der Konventionen erheblich einschranken.

Die pakistanische Verfassung enthdlt in einem eigenen Abschnitt Gber Grundrechte auch eine Reihe wichtiger
menschenrechtlicher Garantien. Allerdings weichen der Anspruch der Verfassung und die gesellschaftliche Realitat
voneinander ab. Polizei und Justiz unterlaufen haufig Fehler bei der Untersuchung von Straftaten. Korruption ist weit
verbreitet. Die pakistanischen Gerichtshéfe sind zudem Uberlastet: Gerichtsverfahren ziehen sich nicht selten tber
Jahrzehnte hin. Auch die seit dem Ende der Militéarherrschaft wieder erstarkte Judikative ist bisher noch nicht in der
Lage gewesen, einen besseren gerichtlichen Schutz der Menschenrechte zu gewahrleisten.

Die Lage der religiosen Minderheiten (v.a. Christen und Hindus) sowie der Ahmadis, die vom pakistanischen Staat als
Nicht-Muslime klassifiziert werden, ist weiterhin schwierig. Eine gezielte Bedrohung geht von militanten
Organisationen v.a. gegen Christen, Ahmadis und Schiiten aus. Gewalttater, die Angehorige von Minderheiten
schadigen, gehen aufgrund von Korruption, lokalen Feudalstrukturen und der Ineffizienz der Justiz noch zu haufig
straffrei aus.

(Auswartiges Amt: Pakistan, Staatsaufbau/Innenpolitik, Stand: April 2011,



http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Pakistan/Innenpolitik_node.html#doc344388bodyText3, Zugriff
5.5.2011)

Haftbedingungen

Todesstrafe

Nach Angaben der Menschenrechtskommission von Pakistan verhangten die Gerichte des Landes im Berichtszeitraum
(2009) 276 Todesurteile. Hinrichtungen fanden allerdings nicht statt. Ende 2009 waren gegen rund 7.700 Menschen
Todesurteile anhangig.

(Al - Amnesty International: Amnesty International Report 2010 - Zur weltweiten Lage der Menschenrechte, 28. Mai
2010)

Opposition

Innerstaatliche Fluchtalternative

Ruckkehr
Grundversorgung / Wirtschaft

Staatliche oder sonstige Aufnahmeeinrichtungen, auch fur zuriickkehrende, allein stehende Frauen und unbegleitete
Minderjahrige, sind in Pakistan nicht vorhanden. Personen, die nach Pakistan zurtickkehren, erhalten keinerlei
staatliche Wiedereingliederungshilfen oder sonstige Sozialleistungen. Kehren sie in ihren Familienverband zurlck, ist
ihre Grundversorgung im Rahmen von dessen wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit gesichert.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Marz 2010)

Soziale Wohlfahrt

Die Overseas Pakistanis Foundation (OPF) hat zur Unterstitzung von im Ausland lebenden Pakistanis bzw.
pakistanischen Staatsburgern, die innerhalb von drei Jahren nach der Riuckkehr nach Pakistan berufsunfahig werden,
ein Darlehensprogramm eingerichtet, in dessen Rahmen Anspruchsberechtigten bis zu 150.000 Rupien zur Verfigung
gestellt werden. Das Darlehen kann in 60 Monatsraten zurlickgezahlt werden und dient in erster Linie dazu, diesen
Personen die Grindung eines kleinen Geschafts oder Unternehmens zu erméglichen.

Kontaktinformationen: Geschaftsfuhrer OPF Tel. +92 51 9202457, Fax +92 51 9224335

Die Pakistan Bait-ul-Mal (PBM) ist eine autonome Behdrde, die einen erheblichen Beitrag zur Bekampfung der Armut
durch die verschiedenen MalRnahmen fur die armsten Mitglieder der Gesellschaft leistet und Unvermdégende, Witwen,
Waisen, Invaliden sowie schwache und andere bedurftige Menschen unterstutzt. Die PBM vertritt Richtlinien und
Programme, die einen angemessenen Ausgleich zwischen den sozialen und wirtschaftlichen Bedurfnissen der
benachteiligten Mitglieder der Gesellschaft schaffen.

Der NCRDP (National Council for the Rehabilitation of Disabled Persons) und PCRDP (Provincial Council for the
Rehabilitation of Disabled Persons) wurden eingerichtet, um die Beschaftigung, das Wohl und die Rehabilitation
behinderter Personen sicherzustellen.

(IOM - Internationale Organisation fur Migration: Landerinformationsblatt Pakistan, August 2010)
Medizinische Versorgung

In den staatlichen Krankenhausern, die allerdings in der Regel europaische Leistungsstandards nicht erreichen, kann
man sich bei Bedurftigkeit kostenlos behandeln lassen - ausreichend dazu ist die Erklarung, dass die Behandlung nicht
bezahlt werden kann. Eine offizielle Definition von Bedurftigkeit gibt es nicht; allerdings betrifft dies nicht schwierige
Operationen, z.B. Organtransplantationen. Die Grundversorgung mit nahezu allen gangigen Medikamenten ist



sichergestellt. Arztliche Versorgung und Medikamente sind fir weite Teile der Bevélkerung erschwinglich. In den
modernen Krankenhdusern in den Grof3stddten konnte - unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit - eine
Behandlungsmaglichkeit fur die meisten in Rede stehenden Krankheiten festgestellt werden. Auch die meisten
Medikamente, wie z.B. Insulin, kdnnen in den Apotheken in ausreichender Menge erworben werden.

(Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand:
Mérz 2010)

Medizinische Infrastruktur

Es gibt in Pakistan verschiedene hauptamtliche Stellen, die fur die medizinischen Ressourcen zustandig sind: das
Pakistan Medical and Dental Council, die Pakistan Dental Association und das College of Physicians & Surgeons.

Das National Institute of Cardiovascular Diseases (NICVD) wurde eingerichtet, um den steigenden Diagnose-,
Behandlungs- und Praventionsbedarf flr kardiovaskuldre Erkrankungen zu decken und mit den schnellen
technologischen Fortschritten in der kardiologischen Praxis durch Forschung und Entwicklung Schritt zu halten.

Ebenso ist das Nationale Programm fur Familienplanung und gesundheitliche Grundversorgung eine angemessene
und dringend erforderliche Reaktion auf die Bedurfnisse der landlichen Gemeinden des Landes nach
Gesundheitsleistungen.

Flutkatastrophe

Starke Monsunregenfélle haben Anfang August 2010 eine Reihe sintflutartiger Uberschwemmungen in allen Provinzen
Pakistans ausgelost. Die Uberschwemmungen haben schwere Zerstérungen an der Infrastruktur in allen Provinzen des
Landes angerichtet. Die Instandsetzungsarbeiten wurden mittlerweile in allen Landesteilen aufgenommen, doch
werden diese, vor allem in den entlegenen Regionen noch langer anhalten. In der Provinz Sindh sind nur noch wenige
Landstriche, vor allem in den Bezirken Dadu und Thatta, weiterhin Uberflutet. Einige Regionen in Khyber-Pakhtunkhwa
und Gilgit Baltistan sind nach wie vor von der Aul3enwelt abgeschnitten.

(Auswartiges Amt: Pakistan, Reise- und Sicherheitshinweise, Stand 05.05.2011,
http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Laenderinformationen/00-SiHi/PakistanSicherheit.ntml, Zugriff 5.5.2011)
Behandlung nach Riickkehr / Dokumente

Zuruckgefuhrte Personen haben bei ihrer Rickkehr nach Pakistan allein wegen der Stellung eines Asylantrags nicht mit
staatlichen Repressalien zu rechnen. Eine Uber eine Befragung hinausgehende besondere Behandlung
Zuruckgefuhrter ist nicht festzustellen.

Auswartiges Amt: Bericht Uber die asyl- und abschieberelevante Lage in der Islamischen Republik Pakistan, Stand: Marz
2010)"

I.1.2.3. Rechtlich fuhrte das Bundesasylamt aus, dass kein unter Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK bzw.§ 8 Abs. 1 AsylG
subsumierbarer Sachverhalt hervorkam. Ebenso stelle eine Ausweisung keinen unzuldssigen Eingriff in das durch Art. 8
EMRK gewadhrleistete Privat- und Familienleben dar.rémisch eins.1.2.3. Rechtlich flUihrte das Bundesasylamt aus, dass
kein unter Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2 der GFK bzw. Paragraph 8, Absatz eins, AsylG subsumierbarer Sachverhalt
hervorkam. Ebenso stelle eine Ausweisung keinen unzuldssigen Eingriff in das durch Artikel 8, EMRK gewahrleistete
Privat- und Familienleben dar.

I.1.2.4. Hinsichtlich des Inhaltes des angefochtenen Bescheides im Detail wird auf den Akteninhalt (VwGH 16. 12. 1999,
99/20/0524) verwiesen.romisch eins.1.2.4. Hinsichtlich des Inhaltes des angefochtenen Bescheides im Detail wird auf
den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

I.1.3. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz innerhalb offener Frist
Beschwerde erhoben.romisch eins.1.3. Gegen den angefochtenen Bescheid wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz
innerhalb offener Frist Beschwerde erhoben.

Im Wesentlichen wurde das bisherige Vorbringen und dies bisherigen Einwande gegen die Feststellungen seitens des
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BAA wiederholt. Gegen die Verwertbarkeit des Ergebnisses der Befragung von den Organen des offentlichen
Sicherheitsdienstes wurde zusatzlich eingewandt, dass die Befragung von 13.25 - 13.40 Uhr gedauert hatte, was
wesentlich unter dem Durchschnitt einer solchen Befragung liege. Die Kirze dieser Befragung machen die Einwande
der bP, sie ware hierbei nicht zu ihren Ausreisegrinden befragt worden, glaubwurdig.

Weiters zitierte die bP Berichte, welche auf arrangierte und erzwungene Ehen in Pakistan eingehen.
Daruber hinaus stelle die Ausweisung einen nicht zulassigen Eingriff in ihr Recht auf ihr Privat- und Familienleben dar.
Insgesamt sei somit die belangte Behdrde rechts- und tatsachenirrig vorgegangen.

Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde im Detail und des weiteren Vorbringens wird auf den Akteninhalt (VwGH 16.
12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

I.1.5. Hinsichtlich des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesenrémisch eins.1.5. Hinsichtlich
des Verfahrensherganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.

I.2. Basierend auf das Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende Feststellungen zu treffenrémisch eins.2. Basierend
auf das Ergebnis des Beweisverfahrens sind folgende Feststellungen zu treffen:

1.2.1. Die beschwerdeflhrende Parteiromisch eins.2.1. Die beschwerdefiihrende Partei

Bei der beschwerdefuhrenden Partei handelt es sich um eine pakistanische Staatsburgerin, die in Quetta geboren
wurde und der Ethnie der Hazara angehdrt, welche Urdu, Farsi/Dari und Englisch spricht. Sie bekannt sich zum
schiitischen Islam. Die bP ist eine junge, gesunde, arbeitsfahige Frau mit bestehenden familidaren Ankntpfungspunkten
in ihrem Herkunftsstaat und einer -wenn auch auf niedrigerem Niveau als in Osterreich- gesicherten
Existenzgrundlage.

Die bP ist mit dem bereits genannten 6sterreichischen Staatsburger verheiratet.

Die Identitat der bP steht fest.

I.2.2. Die Lage im Herkunftsstaat Pakistanrémisch eins.2.2. Die Lage im Herkunftsstaat Pakistan

Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in Pakistan wird auf die Feststellungen der belangten Behdrde verwiesen.
1.2.3. Behauptete Ausreisegrinde aus dem Herkunftsstaat

Es kann nicht festgestellt werden, dass die bP in Ghazni geboren wurde und in Pakistan bei Stiefeltern aufwuchs.

Auch kann nicht festgestellt werden, dass die bP ihren Gatten gegen den Willen ihres leiblichen Vaters heiratete und

daher von ihrem leiblichen Vater die beschriebenen Gefahren ausgehen bzw. ausgingen.

Viel mehr ist festzustellen, dass die bP in Quetta als pakistanische Staatsburgerin geboren wurde und bei ihren

leiblichen Eltern, welche pakistanische Staatsangehérige sind aufwuchs.

Sie verlieR Pakistan um mit ihrem Ehemann in Osterreich zusammen zu leben. Den Antrag auf internationalen Schutz

brachte sie rechtsmissbrauchlich ein, um hiermit niederlassungsrechtliche Vorschriften zu umgehen.

Weitere Ausreisegrunde und/oder Ruckkehrhindernisse kamen bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen

nicht hervor.
II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
I.1. Beweiswurdigungromisch zwei.1. Beweiswtrdigung

[1.1.1. Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug
auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der aulBer Zweifel stehenden Aktenlage fest.rémisch zwei.1.1.
Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf

den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der auf3er Zweifel stehenden Aktenlage fest.

I1.1.2. Die Feststellungen zur Person der bP ergeben sich aus ihren in diesem Punkt nicht widerlegten Angaben, sowie
ihren Sprach- und Ortskenntnissen.rémisch zwei.1.2. Die Feststellungen zur Person der bP ergeben sich aus ihren in

diesem Punkt nicht widerlegten Angaben, sowie ihren Sprach- und Ortskenntnissen.

I1.1.3 Zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche seitens der belangten Behdérde zur Feststellung der asyl- und
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abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzufuhren, dass es sich hierbei aus der
Sicht des AsylGHs einer ausgewogenen Auswahl verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen
Ursprunges bediente, welches es ermoglichen, sich ein mdglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat
machen zu kdnnen. Zur Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angefihrt, dass zwar in nationalen Quellen
rechtsstaatlich-demokratisch strukturierter Staaten, von denen der Staat der Verdffentlichung davon ausgehen muss,
dass sie den Behdrden jenes Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurlckhaltung
gelbt wird, wenn es um Sachverhalte geht, fir die auslandische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch
andererseits sind gerade diese Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivitat
verpflichtet, weshalb diesen Quellen keine einseitige Parteiennahme weder fir den potentiellen Verfolgerstaat, noch
fir die behauptetermalBen Verfolgten unterstellt werden kann.romisch zwei.1.3 Zu der getroffenen Auswahl der
Quellen, welche seitens der belangten Behdrde zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzuflhren, dass es sich hierbei aus der Sicht des AsylGHs einer
ausgewogenen Auswahl verschiedener Quellen, sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges bediente,
welches es ermoglichen, sich ein méglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat machen zu kénnen. Zur
Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angeflhrt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch
strukturierter Staaten, von denen der Staat der Veroffentlichung davon ausgehen muss, dass sie den Behérden jenes
Staates Uber den berichtet wird zur Kenntnis gelangen, diplomatische Zurtckhaltung gelbt wird, wenn es um
Sachverhalte geht, fur die auslandische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese
Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivitat verpflichtet, weshalb diesen Quellen
keine einseitige Parteiennahme weder fir den potentiellen Verfolgerstaat, noch fur die behauptetermalien Verfolgten
unterstellt werden kann.

Hingegen findet sich  hinsichtlich  der  Uberlegungen zur diplomatischen  Zurlickhaltung  bei
Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen
Ursprunges. Der Organisations-zweck dieser Erkenntnisquellen liegt gerade darin, vermeintliche Defizite in der Lage
der Menschenrechtslage aufzudecken und falls laut dem Daflrhalten -immer vor dem Hintergrund der hier
vorzunehmenden inneren Quellenanalyse- der Organisation ein solches Defizit vorliegt, dies unter der Heranziehung
einer entsprechenden Wortwahl ohne diplomatische Ricksichtnahme gepaart mit Schlussfolgerungen und Wertungen
-allenfalls unter teilweiser AuBerachtlassung einer systematisch-analytischen wissenschaftlich fundierten Auswertung
der Vorfalle, aus welchen gewisse Schlussfolgerungen und Wertungen abgeleitet werden- aufzuzeigen, was dazu flhrt,
dass auch in Bezug auf Staaten, welche bemuht sind die Menschenrechte zu achten [wozu laut Daflrhalten des
erkennenden Gerichts auch Osterreich zu zédhlen ist] eine &hnliche Wortwahl gefunden wird (vgl. beispielsweise
wortliche Wiedergabe einer Passage aus dem Jahresbericht 2005 von Amnesty International zu Osterreich:
"Misshandlungen durch die Polizei und der Einsatz exzessiver Gewalt sind an der Tagesordnung.Hingegen findet sich
hinsichtlich der Uberlegungen zur diplomatischen Zuriickhaltung bei Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen
das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen Ursprunges. Der Organisations-zweck dieser
Erkenntnisquellen liegt gerade darin, vermeintliche Defizite in der Lage der Menschenrechtslage aufzudecken und falls
laut dem Dafiurhalten -immer vor dem Hintergrund der hier vorzunehmenden inneren Quellenanalyse- der
Organisation ein solches Defizit vorliegt, dies unter der Heranziehung einer entsprechenden Wortwahl ohne
diplomatische Rucksichtnahme gepaart mit Schlussfolgerungen und Wertungen -allenfalls unter teilweiser
AuBerachtlassung einer systematisch-analytischen wissenschaftlich fundierten Auswertung der Vorfalle, aus welchen
gewisse Schlussfolgerungen und Wertungen abgeleitet werden- aufzuzeigen, was dazu fuhrt, dass auch in Bezug auf
Staaten, welche bemiht sind die Menschenrechte zu achten [wozu laut Daflirhalten des erkennenden Gerichts auch
Osterreich zu zihlen ist] eine dhnliche Wortwahl gefunden wird vergleiche beispielsweise wortliche Wiedergabe einer
Passage aus dem Jahresbericht 2005 von Amnesty International zu Osterreich: "Misshandlungen durch die Polizei und
der Einsatz exzessiver Gewalt sind an der Tagesordnung.

Weitere Schwerpunkte der Kritik sind rassistische Ubergriffe,
FuBtritte, Schlage und demutigende Rituale vonseiten der Polizei
sowie die Verabschiedung des neuen Asylgesetzes, das bestimmte

Kategorien von Asylwerbern vom Asylverfahren ausschliefl3t." bzw.



dieselbe Quelle, Jahresbericht 2008: "Asylsuchende wurden
routinemaRig in Haft genommen und Migranten ohne Beachtung ihrer
familiaren Bindungen und privaten Situation abgeschoben. Das System
zur Kontrolle von Hafteinrichtungen war weder unabhangig noch
umfassend. Personen, die in Polizeigewahrsam misshandelt wurden,
sowie Angehdrige bei Todesfallen in Haft erhielten nur in
geringfugigem Male Wiedergutmachung und Entschadigung ... Die
schlechten Haftbedingungen nahmen das Ausmald von Misshandlungen an,
und die Asylsuchenden erhielten weder umgehend noch regelmaRig
Zugang zu einem Rechtsbeistand." Dieselbe Quelle, Jahresbericht
2009: "... Die Behdrden versagten beim Schutz von Asylsuchenden und
Migranten. ... Die Behdrden machten sich weiter Gesetzeslicken

zunutze und wiesen Migranten und Asylsuchende aus, ohne ihre Familiensituation und ihr Privatleben angemessen zu
bericksichtigen. Im Oktober kurzte das Innenministerium die Finanzierung fir die Rechtsberatung von Asylsuchenden
erheblich, die ausschlie3lich von Nichtregierungsorganisationen geleistet wird. Dieselbe Quelle, Themenpapier vom
4.5.2009: "In einem aktuellen Bericht dokumentiert Amnesty International Falle von rassistischem Verhalten und
Misshandlungen durch die 6sterreichische Polizei. Migrantinnen und Angehorige ethnischer Minderheiten werden von
der Polizei oft anders behandelt, als Angehdrige der Bevolkerungsmehrheit. Die in dem Bericht aufgefiihrten Beispiele
reichen von offenem rassistischem Verhalten durch einzelne Polizeibeamtinnen bis zu Fallen, in denen
Exekutivbeamtinnen bewusst oder unbewusst Angehodrige ethnischer Minderheiten gegenliber weilen
Osterreicherlnnen benachteiligen.

Die Haufigkeit der Vorfalle legt den Verdacht nahe, dass es sich hierbei nicht um Ausnahmen, sondern um ein
strukturelles Problem der Osterreichischen Justiz handelt. Besonders problematisch ist das wiederholte Versagen der
Justiz bei der Ahndung von rassistischer Diskriminierung durch Polizeibeamte: In den meisten Fallen entgehen
TaterInnen einer angemessenen Strafe und werden von ihren administrativen und politischen Vorgesetzten 6ffentlich
unterstitzt. Es besteht die Gefahr, dass dadurch der Eindruck entsteht, Rassismus zége keine Konsequenzen nach sich.
Amnesty International fordert daher, Vorwurfe rassistischen Verhaltens, durch die Polizeibeamtinnen genau zu
untersuchen, im Falle einer Bestatigung entsprechend zu ahnden sowie grundsatzlich bei Polizisten das Bewusstsein
far diskriminierendes Verhalten zu steigern) Reduziert man die hier erdrterten Schilderungen seitens NGOs zur Lage
im festgestellten Herkunftsstaat unter Beachtung der soeben getroffenen Ausfihrungen auf den objektiven
Aussagekern, ergeben sich die vom erkennenden Gericht getroffenen Feststellungen in Bezug auf die Kernaussagen im
Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau. Der Asylgerichtshof konnte sich daher bei der Feststellung des

Ermittlungsergebnisses auch auf die streckenweise wortliche Zitierung dieser Quellen beschranken.

Die getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau unter
Berlcksichtigung der Aktualitat und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen im Rahmen einer
Gesamtschau Aktualitat zu (vgl. Erk. d. VwGHs. vom 9. Mdrz 1999, ZI. 98/01/0287 und sinngemald im Zusammenhang
mit Entscheidungen nach 8 4 AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998,98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni
2000, ZI.99/01/0210).Die getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen
Gesamtschau unter Berlcksichtigung der Aktualitdt und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen
im Rahmen einer Gesamtschau Aktualitat zu vergleiche Erk. d. VwGHs. vom 9. Marz 1999, ZI. 98/01/0287 und
sinngemal im Zusammenhang mit Entscheidungen nach Paragraph 4, AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998,
98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, Z1.99/01/0210).

Auch die bP trat den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substanttiert entgegen, bzw. legte sie
Quellenmaterial vor, dessen Inhalt mit den ho. getroffenen Feststellungen nicht im Widerspruch steht, zumal auch
seitens des erkennenden Gerichts nicht verkannt wird, dass es in Pakistan zu arrangierten und erzwungenen Ehen
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kommt. Hiervon ist die bP jedoch sichtlich nicht betroffen, zumal sie bereits mit ihrem Gatten verheiratet ist und
diesen freiwillig ehelichte.

I1.1.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufiihren, dass die vom BAA vorgenommene freie
Beweiswurdigung im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze in sich
schlUssig und stimmig ist.réomisch zwei.1.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufiihren, dass
die vom BAA vorgenommene freie Beweiswurdigung im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik
und der Denkgesetze in sich schlissig und stimmig ist.

Die freie Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fuhrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswulrdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fur eine derartige Schlussfolgerung liefern (VWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des 6sterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden,
(...)".5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten
Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider
vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare
andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den
Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem
Richter ein empirisch-historischer Beweis geniigen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine hdchste,
ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu
begrinden, (...)".

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der hochstgerichtlichen Judikatur festgelegten,
Pramissen fur den Vorgang der freien Beweiswirdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das
ausreisekausale Vorbringen im dargestellten Ausmal? als nicht glaubhaft qualifiziert.

Der belangten Behdrde ist zuzustimmen, dass sich aus dem Ergebnis des Ermittlungsverfahrens zweifelfrei ergibt, dass
die bP in Pakistan als leibliche Tochter der im Akt ersichtlichen Eltern geboren wurde, welche pakistanische
Staatsburger sind.

Eine wie von der bP beschriebene familidare Konstellation hat sichtlich nie existiert und ist daher ihr Vorbringen
hinsichtlich der Existenz eines leiblichen Vaters, welcher afghanischer Staatsbirger sei und von dem Gefahr ausgehen
soll nicht glaubhaft.

Hier wird auch auf die Eintragungen in die von der bP vorgelegten Urkunden verwiesen, welche dartber hinaus noch
von einem von der OB Islamabad eingesetzten Vertrauensanwalt durch Erhebungen vor Ort bestatigt wurden und
weder der Vertrauensanwalt noch die OB Islamabad in rechtliches oder sonstiges Interesse am Ausgang dieser
Recherchen, in welche Richtung auch immer hatten.

Diesem Ermittlungsergebnis konnte die bP nicht substantiiert entgegentreten. Blof3es pauschales Bestreiten ist
jedenfalls nicht geeignet, begrindete Zweifel am Ermittlungsergebnis hervorzurufen.

Wenn die bP angibt, sie ware von den Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes nicht zu den Fluchtgrinden
befragt worden, sondern diese hatten sie quasi frei erfunden und ohne Befragung der bP protokolliert so ist -
abgesehen von der strafrechtlichen Relevanz eines solchen dem befragenden Organ unterstellten Verhaltens- es nicht
nachvollziehbar ist, warum sich die Organe des offentlichen Sicherheitsdienstes ausgerechnet im Fall der bP der
Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung aussetzen sollten und ist der Einwand der bP auch aus einem anderen Grund
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nicht nachvollziehbar: Hatte es sich tatsachlich so abgespielt wie es von ihr behauptet wird, hatte zusatzlich der
Dolmetsch quasi in verschworerischer Absicht mit dem einvernehmenden Organwalter wider besseren Wissens
entweder bewusst jene Stelle, die sich mit den Ausreisegrinden beschaftigt nicht rickibersetzt oder aktenwidrig
jenen Grund Ubersetzt, den die bP erst zukinftig beim Bundesasylamt vorzubringen gedachte, da im gegenteiligen
Fall, namlich der authentischen Rlckubersetzung der bP der Umstand der wissentlich falschen Protokollierung hatte
auffallen missen und sie dagegen Einwande vorgebracht hatte. Da dies nicht geschah, ist davon auszugehen, dass im
Protokoll das niedergeschrieben wurde, was die bP tatsachlich angab.

Auch ist darauf hinzuweisen, dass sich aus dem Protokoll zweifelsfrei ergibt, dass sich die bP zu den gestellten Fragen
duBerte und die Antworten niedergeschrieben wurden. Warum sich dieser Vorgang ausgerechnet bei den
Ausreisegrinden nicht abgesielt haben soll, ist nicht nachvollziehbar.

In einer Zusammenschau zu den oa. Ausfihrungen wird auch auf die Reaktion der bP auf den Vorhalt des Inhaltes in
der Geburtsurkunde verwiesen, wo sich das Verhaltensmuster des Bestreitens offenkundiger Tatsachen zeigt. Dieses
Verhaltensmuster legte die bP sichtlich nicht nur ein Mal an den Tag und ist es ihrer persénlichen Glaubwurdigkeit,
welche ein wesentliches Kriterium bei der Beurteilung der Glaubhaftigkeit des Vorbringens darstellt, nicht zutraglich.

Wenn die bP angibt, ihre Einvernahme ware unterdurchschnittlich kurz gewesen, so muss hier die Ursache nicht im
mangelnden Willen der einvernehmenden Beamten eine ordnungsgemalle Einvernahme durchzufiihren liegen,
sondern es kann genauso der Fall sein, dass sich der vom Einvernommenen mitzuteilende Sachverhalt als
unterdurchschnittlich kurz darstellt. Genau dies ist hier der Fall, zumal einer der Schwerpunkte der Befragung vor den
Organen des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes die Erfragung des Reiseweges bzw. Schleppung, was in den meisten
Fallen eine illegale Reisebewegung unter vorausgehender Organisierung der Schleppung darstellt und deren Erfragung
eine langere Zeitspanne in Anspruch nimmt. Dieser Teil der Befragung fallt hier aufgrund der Flugreise mittels Visum
sehr kurz aus und erklart sich somit die Kirze der Befragung. Die protokollierte Dauer ist jedenfalls geeignet, den
protokollierten Sachverhalt ordnungsgemaR zu erfragen eine Ruckibersetzung durchzufihren.

Letztlich geht auch der Einwand in der Beschwerdeschrift, bei der bP handle es sich um eine westlich orientierte Frau,
der es vor dem Hintergrund der Verhdltnisse in Pakistan nicht mdéglich ware, dorthin als geschiedene Frau
zurlickzukehren ins Leere, zumal sie auch vor ihrer Einreise nach Osterreich mit der selben Orientierung offenbar
unbehelligt in Pakistan lebte und flr den Fall einer Rickkehr nach Pakistan niemand von ihr verlangt, dass sie sich
scheiden lasst, bzw. ohne ihren Mann dorthin zurtickkehrt. Auch lebte sie bereits vor ihrer Ausreise als verheiratete
Frau, deren Mann sich im Ausland befand in Pakistan und brachte hierzu im Rahmen ihrer Einvernahme nicht vor,
gesellschaftlich geachtet worden zu sein.

Die Einwande der bP gehen daher ins Leere.

Im gegenstandlichen Fall ist auch darauf hinzuweisen, dass das behauptete Vorbringen der bP zu ihrer afghanischen
Herkunft und Adoption véllig unbescheinigt blieb und die bP hierzu keinerlei Unterlagen vorlegte (z. B.
Adoptionsurkunden, Urkunden Uber die Verleihung der pakistanischen Staatsburgerschaft, afghanische Urkunden, die
die Geburt in Ghazni bescheinigen).

Im Lichte dieser unterlassenen Vorlage unbedenklicher Bescheinigungsmittel sind abseits der nationalen
Rechtsprechung dazu auch die europarechtlichen Vorgaben von Bedeutung. So normiert die - nicht direkt
anwendbare - Statusrichtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 als Ausfluss der Staatenpraxis in deren Artikel 4
Absatz 1 und 5 Folgendes: "Wenden die Mitgliedstaaten den in Absatz 1 Satz 1 genannten Grundsatz an, wonach der
Antragsteller seinen Antrag auf internationalen Schutz begrinden muss, und fehlen fUr Aussagen des Antragstellers
Unterlagen oder sonstige Beweise, so bedlrfen diese Aussagen keines Nachweises, wenn

a) der Antragsteller sich offenkundig bemuht hat, seinen Antrag zu substanziieren;

b) alle dem Antragsteller verfiigbaren Anhaltspunkte vorliegen und eine hinreichende Erklarung fir das Fehlen anderer
relevanter Anhaltspunkte gegeben wurde;

c) festgestellt wurde, dass die Aussagen des Antragstellers koharent und plausibel sind und zu den fur seinen Fall
relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen;

d) der Antragsteller internationalen Schutz zum frihest moglichen Zeitpunkt beantragt hat, es sei denn, er kann gute
Grunde dafir vorbringen, dass dies nicht moglich war;



e) die generelle Glaubwurdigkeit des Antragstellers festgestellt worden ist."

Wendet man im Wege einer richtlinienkonformen Auslegung diese sekundarrechtliche Norm auf das gegenstandliche
Verfahren an, so fuhrt auch dies nicht zum Verzicht auf die Beischaffung von Bescheinigungsmitteln seitens der bP,
zumal nicht festgestellt werden kann, dass sich die bP offenkundig bemuhte ihren Antrag in Bezug auf die
bestehenden Verfolgungshandlungen zu substanziieren, viel mehr war offensichtlich gegenteiliges der Fall. Weiters
konnte die generelle Glaubwurdigkeit der bP im Verfahren im oa. Ausmal nicht festgestellt werden. Keinesfalls konnte
festgestellt werden, dass ihre Aussagen zur aktuellen Verfolgungssituation kohdrent und plausibel waren und zu den
far ihren Fall relevanten besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen.

Im gegenstandlichen Fall ist daher festzustellen, dass der bP auch aus europarechtlicher Sicht die Glaubhaftmachung
des behauptetermalien ausreisekausalen Sachverhaltes nicht gelang, zumal nicht festgestellt werden konnte, dass die
Aussagen der bP koharent und plausibel sind und zu den fir ihren Fall relevanten besonderen und allgemeinen
Informationen nicht in Widerspruch stehen und sie aufgrund der mangelnden Glaubwurdigkeit des Vorbringens auch
den geforderten Nachweis nicht erbrachte (das Gebot der richtlinienkonformen Interpretation der entsprechenden
asylrechtlichen Bestimmungen entspricht auch dem Gesetzgeber (vgl. Wortlaut der RV zum AsylG 2005: "...Mit dem
vorgeschlagenen Entwurflm gegenstandlichen Fall ist daher festzustellen, dass der bP auch aus europarechtlicher Sicht
die Glaubhaftmachung des behauptetermalen ausreisekausalen Sachverhaltes nicht gelang, zumal nicht festgestellt
werden konnte, dass die Aussagen der bP kohadrent und plausibel sind und zu den fir ihren Fall relevanten
besonderen und allgemeinen Informationen nicht in Widerspruch stehen und sie aufgrund der mangelnden
Glaubwiirdigkeit des Vorbringens auch den geforderten Nachweis nicht erbrachte (das Gebot der richtlinienkonformen
Interpretation der entsprechenden asylrechtlichen Bestimmungen entspricht auch dem Gesetzgeber vergleiche

Wortlaut der Regierungsvorlage zum AsylG 2005: "...Mit dem vorgeschlagenen Entwurf
werden folgende Richtlinien umgesetzt ... : Richtlinie 2004/83/EG

des Rates vom 29. April 2004 (ber Mindestnormen fur die Anerkennung und den Status von Drittstaatsangehorigen
oder Staatenlosen als Fluchtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz bendtigen, und Gber den
Inhalt des zu gewahrenden Schutzes, ABI. Nr. L 304 vom 30.09.2004 S. 12, CELEX Nr. 32004L0083; ...) und ist aufgrund
der hochstgerichtlichen Judikatur gebogen, wonach wann immer nationale Behdrden oder Gerichte Recht anwenden,
das Richtlinien umsetzt, diese gemal der richtlinienkonformen Interpretation dazu verhalten sind, "das zur Umsetzung
einer Richtlinie erlassene nationale Recht in deren Licht und Zielsetzung auszulegen" (VfSlg. 14.391/1995; zur
richtlinienkonformen Interpretation siehe weiters VfSlg. 15.354/1998, 16.737/2002, 18.362/2008; VfGH 5.10.2011, B
1100/09 ua.).des Rates vom 29. April 2004 Uber Mindestnormen fir die Anerkennung und den Status von
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Flichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationalen Schutz
bendtigen, und Uber den Inhalt des zu gewdhrenden Schutzes, Amtsblatt Nummer L 304 vom 30.09.2004 Seite 12,
CELEX Nr. 32004L0083; ...) und ist aufgrund der héchstgerichtlichen Judikatur gebogen, wonach wann immer nationale
Behorden oder Gerichte Recht anwenden, das Richtlinien umsetzt, diese gemadal? der richtlinienkonformen
Interpretation dazu verhalten sind, "das zur Umsetzung einer Richtlinie erlassene nationale Recht in deren Licht und
Zielsetzung auszulegen" (VfSlg. 14.391 aus 1995,; zur richtlinienkonformen Interpretation siehe weiters VfSlg. 15.354
aus 1998,, 16.737 aus 2002,, 18.362 aus 2008,; VfGH 5.10.2011, B 1100/09 ua.).

Letztlich zeigt auch der dargestellte chronologische Verlauf der Ereignisse bzw. von der bP gesetzten Handlungen
unzweifelhaft, dass es sich bei er Ausreise aus Pakistan seitens der bP um kein fluchtartig vorgenommenes Verlassen
des Landes, sondern um eine Uber einen geraumen Zeitraum geplante und betriebene Handlung mit dem Ziel, sich bei
ihrem Gatten in Osterreich niederzulassen handelt. Die Einreise und Antragstellung erfolgte somit sichtlich in der
Umgehungsabsicht niederlassungsrechtlicher Bestimmungen.

I.2. Rechtliche Beurteilungromisch zwei.2. Rechtliche Beurteilung
I1.2.1. Zustandigkeitrémisch zwei.2.1. Zustandigkeit

Gemall 8 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesasylamtes, weshalb im gegenstandlichen Beschwerdefall die Zustandigkeit des erkennenden
Gerichts gegeben ist.Gemal3 Paragraph 61, (1) AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF
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entscheidet der Asylgerichtshof Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes, weshalb im
gegenstandlichen Beschwerdefall die Zustandigkeit des erkennenden Gerichts gegeben ist.

I1.2.2. Entscheidung im Senatrémisch zwei.2.2. Entscheidung im Senat

2. Gemal3 8 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet
der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[.....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Uber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

Aufgrund der oben zitierten Bestimmung ist Gber die gegenstandliche Beschwerde im Senat zu entscheiden, zumal

keine Beschwerde Uber einen zurlckweisenden Bescheid vorliegt.
11.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrechtromisch zwei.2.3. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gem. § 23 (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, BGBI. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit
der Mal3gabe sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Gem.
Paragraph 23, (1) des Bundesgesetzes Uber den Asylgerichtshof, Bundesgesetzblatt rémisch eins, Nr. 4 aus 2008,
(Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt
réomisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MaRRgabe sinngemal
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemalR 8 66 Abs. 4 AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder verspatet
zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im Spruch und in der Begrindung ihre
Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal3 den angefochtenen Bescheid nach jeder
Richtung abzuandern.Gemal Paragraph 66, Absatz 4, AVG hat die erkennende Gericht, sofern die Beschwerde nicht
als unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, im
Spruch und in der Begrindung ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen und demgemal’ den
angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gem. 8 73 (1) Asylgesetz 2005,BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Mal3gabe des 8 75 (1) leg. cit
in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu
Ende zu fuhren sind, weshalb das Verfahren aufgrund der Antragstellung nach den Bestimmungen des AsylG 2005 in
der aktuellen Fassung des BGBI. | Nr. 38/2011 zu fuhren istGem. Paragraph 73, (1) Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der MaRgabe des Paragraph 75, (1) leg. cit in Kraft,
wonach alle am 31. Dezember 2005 anhadngigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu
flhren sind, weshalb das Verfahren aufgrund der Antragstellung nach den Bestimmungen des AsylG 2005 in der
aktuellen Fassung des Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011, zu fuhren ist.

I1.2.4. Verweise, Wiederholungenrémisch zwei.2.4. Verweise, Wiederholungen

I.2.4.1. Das erkennende ist Gericht berechtigt, auf die auRer Zweifel stehende Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999,
99/20/0524) zu verweisen, weshalb auch hierauf im gegenstandlichen Umfang verwiesen wirdcdmisch zwei.2.4.1. Das
erkennende ist Gericht berechtigt, auf die auRBer Zweifel stehende Aktenlage (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) zu
verweisen, weshalb auch hierauf im gegenstandlichen Umfang verwiesen wird.

I1.2.4.2. Ebenso ist es nicht unzulassig, Teile der Begrindung der Bescheide der Verwaltungsbehérde wortlich
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wiederzugeben (Erk. d. VfGH v. 7.11.2008, U67/08-9 mwN).rémisch zwei.2.4.2. Ebenso ist es nicht unzulassig, Teile der
Begrindung der Bescheide der Verwaltungsbehdérde wortlich wiederzugeben (Erk. d. VfGH v. 7.11.2008, U67/08-9

mwN).

I1.2.4.3. Grundsatzlich ist im gegenstandlichen Fall anzufihren, dass das Bundesasylamt hinsichtlich der Spruchpunkte
| und Il des angefochtenen Bescheides ein mangelfreies, ordnungsgemaRes Ermittlungsverfahren durchfihrte und in
der Begrindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der
Beweiswirdigung malgebenden Erwadgungen und die darauf gestltzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und
Ubersichtlich zusammenfasste. Die Erstbehérde hat sich sowohl mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt,
als auch ausflhrliche Sachverhaltsfeststellungen zur allgemeinen Situation in Pakistan auf Grundlage ausreichend
aktuellen und unbedenklichen Berichtsmaterials getroffen und in zutreffenden Zusammenhang mit der Situation der
bP gebracht. Auch die rechtliche Beurteilung begegnet keinen Bedenken.rémisch zwei.2.4.3. Grundsatzlich ist im
gegenstandlichen Fall anzuflhren, dass das Bundesasylamt hinsichtlich der Spruchpunkte rémisch eins und rémisch
zwei des angefochtenen Bescheides ein mangelfreies, ordnungsgemales Ermittlungsverfahren durchfiihrte und in der
Begrindung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswirdigung
malgebenden Erwdgungen und die darauf gestltzte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und Ubersichtlich
zusammenfasste. Die Erstbehdrde hat sich sowohl mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt, als auch
ausfuhrliche Sachverhaltsfeststellungen zur allgemeinen Situation in Pakistan auf Grundlage ausreichend aktuellen
und unbedenklichen Berichtsmaterials getroffen und in zutreffenden Zusammenhang mit der Situation der bP
gebracht. Auch die rechtliche Beurteilung begegnet keinen Bedenken.

Im Lichte der oa. Judikatur schlieBt sich das erkennende Gericht den Ausfiihrungen des Bundesasylamtes an und
konkretisiert diese wie folgt:

I1.2.5. Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigtenromisch zwei.2.5. Nichtzuerkennung des Status des
Asylberechtigten

Die hier maRgeblichen Bestimmungen des§ 3 AsylG lauten:Die hier maRgeblichen Bestimmungen des Paragraph 3,
AsylG lauten:

"§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag
nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1
Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention droht."§ 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines
anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fliichtlingskonvention droht.

(2) ...

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,
wenn

1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oderl. dem Fremden eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht oder

2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6) gesetzt hat2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6,)
gesetzt hat.

n

Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen Drittstaatsicherheit @ 4 AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (& 5
AsylG) zurlckzuweisen. Ebenso liegen bei Beriicksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine
Asylausschlussgrinde vor, weshalb der Antrag der bP inhaltlich zu priifen ist.Gegenstandlicher Antrag war nicht wegen
Drittstaatsicherheit (Paragraph 4, AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates (Paragraph 5, AsylG)
zurlickzuweisen. Ebenso liegen bei Bertcksichtigung sémtlicher bekannter Tatsachen keine Asylausschlussgriinde vor,
weshalb der Antrag der bP inhaltlich zu prufen ist.

Fluchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse,
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Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.Flichtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A
Ziffer 2, der GFK ist, wer aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich aul3erhalb seines
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses
Landes zu bedienen.

Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berlcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden flirchten wiirde (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380).

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schitzende
persoénliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht
mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (z.B. VwWGH vom 19.12.1995, ZI.94/20/0858, VwWGH vom
14.10.1998. ZI.98/01/0262).Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der
Bescheiderlassung vorliegen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194)

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Grinden haben und muss
ihrerseits Ursache dafiir sein, dass sich die betreffende Person auRerhalb ihres Heimatlandes befindet.

Wie im gegenstandlichen Fall bereits in der Beweiswiirdigung ausfihrlich erértert wurde, war dem Vorbringen der bP
zum behaupteten Ausreisegrund insgesamt die Glaubwiirdigkeit abzusprechen, weshalb die Glaubhaftmachung eines
Asylgrundes von vornherein ausgeschlossen werden kann. Es sei an dieser Stelle betont, dass die Glaubwurdigkeit des
Vorbringens die zentrale Rolle fur die Zuerkennung der Fllichtlingseigenschaft und Asylgewahrung [nunmehr "Status
eines Asylberechtigten"] einnimmt (vgl. VWGH v. 20.6.1990, ZI. 90/01/0041).Wie im gegenstandlichen Fall bereits in der
Beweiswirdigung ausfuhrlich erértert wurde, war dem Vorbringen der bP zum behaupteten Ausreisegrund insgesamt
die Glaubwurdigkeit abzusprechen, weshalb die Glaubhaftmachung eines Asylgrundes von vornherein ausgeschlossen
werden kann. Es sei an dieser Stelle betont, dass die Glaubwurdigkeit des Vorbringens die zentrale Rolle fur die
Zuerkennung der Fluchtlingseigenschaft und Asylgewahrung [nunmehr "Status eines Asylberechtigten"] einnimmt
vergleiche VWGH v. 20.6.1990, ZI. 90/01/0041).

Im gegenstandlichen Fall erachtet das erkennende Gericht im dem im Rahmen der Beweiswirdigung dargelegten
Umfang die Angaben als unwahr, sodass die von der bP behaupteten Fluchtgrinde nicht als Feststellung der
rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden kénnen, und es ist auch deren Eignung zur Glaubhaftmachung wohl
begrindeter Furcht vor Verfolgung nicht naher zu beurteilen (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380).

Auch konnte im Rahmen einer Prognoseentscheidung (vgl. Putzer - Rohrbock, Leitfaden Asylrecht (2007) [48]) nicht
festgestellt werden, dass die bP nach einer Riickkehr mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit mit einer weiteren aktuellen
Gefahr von Ubergriffen zu rechnen hitte (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194). Hier wird auf die bereits getroffenen
Feststellungen verwiesen.Auch konnte im Rahmen einer Prognoseentscheidung vergleiche Putzer - Rohrbock,
Leitfaden Asylrecht (2007) [48]) nicht festgestellt werden, dass die bP nach einer Ruckkehr mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit mit einer weiteren aktuellen Gefahr von Ubergriffen zu rechnen hitte (VWGH 05.06.1996, ZI.
95/20/0194). Hier wird auf die bereits getroffenen Feststellungen verwiesen.

Da sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
keine Hinweise auf das Vorliegen der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GFK genanten
Grund ergaben (insbesondere geschlechtspezifische, religiés oder ethnisch motivierte Verfolgung, welche auch von der
bP zu keinem Zeitpunkt vorgebracht wurde), scheidet die Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten somit aus.Da
sich auch im Rahmen des sonstigen Ermittlungsergebnisses bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen
keine Hinweise auf das Vorliegen der Gefahr einer Verfolgung aus einem in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2 der GFK
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genanten Grund ergaben (insbesondere geschlechtspezifische, religids oder ethnisch motivierte Verfolgung, welche
auch von der bP zu keinem Zeitpunkt vorgebracht wurde), scheidet die Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten

somit aus.

I1.2.6. Nichtzuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaatdmisch zwei.2.6.
Nichtzuerkennung des Status subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat

Die hier maRRgeblichen Bestimmungen des§ 8 AsylG lauten:Die hier maf3geblichen Bestimmungen des Paragraph 8,
AsylG lauten:

"8 8. (1) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2. ..

wenn eine Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.wenn eine
Zuruckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde
oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt
im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der
abweisenden Entscheidung(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten
nach Absatz eins, ist mit der abweisenden Entscheidung

nach § 3 ... zu verbindennach Paragraph 3, ... zu verbinden.

(3) Antrage auf internationalen Schutz sind bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht.(3) Antrage auf internationalen Schutz sind
bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.

n

Bereits 8 8 AsylG 1997 beschrankte den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies war dahin
gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Flichtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als
dass auch hier der PrufungsmaBstab hinsichtlich des Bestehend der Voraussetzungen, welche allenfalls zur
Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten fuhren, sich auf den Herkunftsstaat beschranken.Bereits
Paragraph 8, AsylG 1997 beschrankte den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies war dahin
gehend zu verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen war, hinsichtlich dessen auch die
Fluchtlingseigenschaft des Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prifen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561;
20.5.1999, 98/20/0300). Diese Grundsatze sind auf die hier anzuwendende Rechtsmaterie insoweit zu Ubertragen, als
dass auch hier der PrufungsmaBstab hinsichtlich des Bestehend der Voraussetzungen, welche allenfalls zur
Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten fihren, sich auf den Herkunftsstaat beschranken.

Art. 2 EMRK lautet:Artikel 2, EMRK lautet:

"(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Totung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen
Gewaltanwendung ergibt:
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a) um die Verteidigung eines Menschen gegenuber rechtswidriger Gewaltanwendung sicherzustellen;

b) um eine ordnungsgemafe Festnahme durchzufiihren oder das Entkommen einer ordnungsgemal festgehaltenen

Person zu verhindern;
¢) um im Rahmen der Gesetze einen Aufruhr oder einen Aufstand zu unterdricken."

Wahrend das 6. ZPEMRK die Todesstrafe weitestgehend abgeschafft wurde, erklart das 13. ZPEMRK die Todesstrafe als
vollstandig abgeschafft.

Art. 3 EMRK lautet:Artikel 3, EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden."

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groBe kérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fUr eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu ndtigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehorigen des ¢ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehoren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRBe kdrperliche oder
seelische Schmerzen oder Leiden zugefugt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein
Gestandnis zu erlangen, um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu
bestrafen, um sie oder einen Dritten einzuschiichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art
von Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des &ffentlichen
Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren
ausdrticklichem oder stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen
oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehtéren oder damit verbunden sind
(Artikel eins, des UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadimayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung die Zufugung einer Demutigung oder Entwirdigung von besonderem Grad zu
verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im
Bundesgebiet aufhalt.Artikel 3, EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch
Fremde), welche sich im Bundesgebiet aufhalt.

Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf politisches Asyl
garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach Art. 3
EMRK begrinden, wenn stichhaltige Grunde flir die Annahme bestehen, dass der betroffene Person im Falle seiner
Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wurde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK widersprechenden
Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte
Konigreich, Nr. 21878/06).Der EGMR geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass die EMRK kein Recht auf
politisches Asyl garantiert. Die Ausweisung eines Fremden kann jedoch eine Verantwortlichkeit des ausweisenden
Staates nach Artikel 3, EMRK begriinden, wenn stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass der betroffene
Person im Falle seiner Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wiirde, im Empfangsstaat einer Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung unterworfen zu werden vergleiche etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI
gegen das Vereinigte Kdnigreich, Nr. 21878/06).

Eine aufenthaltsbeendende MaRBnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte daflr
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fiir viele:Eine
aufenthaltsbeendende Malinahme verletzt Artikel 3, EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte dafur



bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fur viele:

VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat
der bP zu beriicksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als
Ausgleich fur diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch
die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fiir ein "ausreichend reales Risiko" fiir eine
Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser Fundamentalnorm
strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur
einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex "Schutz vor Abschiebung von
Traumatisierten in "Dublin-Verfahren"", derselbe in Migralex: "Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko
vs. Finnland; Hukic vs. Scheden, Karim, vs. Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs.
Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06.VfSIg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat
daher auch Umstande im Herkunftsstaat der bP zu berUcksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare
Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als Ausgleich fiir diesen weiten Priifungsansatz und der absoluten Geltung
dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass
er fUr ein "ausreichend reales Risiko" fir eine Verletzung des Artikel 3, EMRK eingedenk des hohen
Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser Fundamentalnorm strenge Kriterien heranzieht, wenn dem
Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur einen méglichen Schaden des Betroffenen
zu Grunde liegt vergleiche Karl Premissl in Migralex "Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-
Verfahren"", derselbe in Migralex: "Abschiebeschutz von Traumatisieren"; EGMR: Ovidenko vs. Finnland; Hukic vs.
Scheden, Karim, vs. Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs. Schweden, 3.5.2007, Appilic
31246/06.

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise
vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden aufBer Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art.
3 EMRK fuhren (vgl fur mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 ["St. Kitts-Fall"], oder auch
Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).Der
EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Artikel 3, EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begrindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise
vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden aul3er Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des
Artikel 3, EMRK fuhren vergleiche fur mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 ["St. Kitts-Fall"], oder
auch Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 /
99).

Gem. der Judikatur des EGMR muss die bP die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und ernsthaften Gefahr
schlUssig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu
ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete Weise belegt
werden. Rein spekulative Beflrchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X
u. Y gg. Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben bezlglich méglicher Verfolgungshandlungen (vgl.
EKMR, Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289). So fihrt der EGMR in stRsp aus,
dass es trotz allfalliger Schwierigkeiten fur den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit
als moéglich- Informationen vorzulegen, die der Behorde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle
einer Abschiebung ermdglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)Gem. der Judikatur des EGMR muss die
bP die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und ernsthaften Gefahr schlissig darstellen vergleiche EKMR,
Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die
Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete Weise belegt werden. Rein spekulative
Beflirchtungen reichen ebenso wenig aus vergleiche EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: rémisch zehn u. Y gg.
Vereinigtes Konigreich), wie vage oder generelle Angaben bezuglich méglicher Verfolgungshandlungen vergleiche
EKMR, Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289). So fihrt der EGMR in stRsp aus,



dass es trotz allfalliger Schwierigkeiten fur den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt -so weit
als moéglich- Informationen vorzulegen, die der Behdrde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle
einer Abschiebung erméglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005)

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, VwGH 17.7.1997, ZI. 97/18/0336). Wenn es sich um einen der persdnlichen Sphére der Partei zugehorigen
Umstand handelt (zB ihre familidgre (VWGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwWGH
17.10.2002, 2001/20/0601) oder finanzielle (vgl VWGH 15.11.1994,94/07/0099) Situation), von dem sich die Behérde
nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhohte
Mitwirkungspflicht des  Asylwerbers (VWGH  18.12.2002, 2002/18/0279).Auch nach Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest
gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsglter glaubhaft zu machen, wobei
diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, durch entsprechende
Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI. 95/18/1293, VwGH 17.7.1997, ZI.
97/18/0336). Wenn es sich um einen der persoénlichen Sphare der Partei zugehoérigen Umstand handelt (zB ihre
familiare (VWGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601)
oder finanzielle vergleiche VwWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behdrde nicht amtswegig
Kenntnis verschaffen kann vergleiche auch VwWGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhdhte Mitwirkungspflicht des
Asylwerbers (VWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).

Voraussetzung fir das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen
zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsgiter vorliegt oder dass im
Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu
rechnen ware, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in [nunmehr] § 8 Abs.
1 AsylG umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware (vgl. VWGH 26.6.1997,95/21/0294).Voraussetzung fur das
Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen zumindest gebilligte
oder nicht effektiv verhinderbare Bedrohung der relevanten Rechtsgliter vorliegt oder dass im Heimatstaat des
Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu rechnen ware,
dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in [nunmehr] Paragraph 8, Absatz
eins, AsylG umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware vergleiche VWGH 26.6.1997, 95/21/0294).

Der VWGH geht davon aus, dass der BeschwerdeflUhrer verninftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z7195/20/0380) damit
rechnen muss, in dessen Herkunftsstaat (Abschiebestaat) mit einer Uber die blofRe Mdglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI.94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden mafgeblichen Wahrscheinlichkeit
von einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkul
nicht erreicht, scheidet die Gewahrung von subsididarem Schutz somit aus.

Umgelegt auf den gegenstandlichen Fall werden im Lichte der dargestellten nationalen und internationalen
Rechtssprechung folgende Uberlegungen angestellt:

Hinweise auf das Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen,
Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen
nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.Hinweise auf das Vorliegen
einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige
diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen nicht vor, weshalb hieraus aus
diesem Blickwinkel bei Berticksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Vorliegen eines
Sachverhaltes gem. Artikel 2, und/oder 3 EMRK abgeleitet werden kann.

Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates der bP (die Todesstrafe wurde zwar nicht
abgeschafft, es liegen jedoch keine Hinweise vor, dass die bP einen Sachverhalt verwirklichte, der mit der Todesstrafe
geahndet wirde) scheidet das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13
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zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe
aus.Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates der bP (die Todesstrafe wurde zwar nicht
abgeschafft, es liegen jedoch keine Hinweise vor, dass die bP einen Sachverhalt verwirklichte, der mit der Todesstrafe
geahndet wirde) scheidet das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Artikel 2, EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr.
13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten Gber die Abschaffung der Todesstrafe aus.

Da sich der Herkunftsstaat der bP nicht im Zustand willkurlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt
werden, dass fur die bP als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes besteht.

Auch wenn sich die Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat der bP in wesentlichen Bereichen als problematisch
darstellt, kann nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger,
massenhafter Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter § 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist Auch wenn sich die
Lage der Menschenrechte im Herkunftsstaat der bP in wesentlichen Bereichen als problematisch darstellt, kann nicht
festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger, massenhafter
Menschenrechts-verletzungen (iSd VfSlg 13.897 aus 1994, 14.119 aus 1995,, vergleiche auch Artikel 3, des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter Paragraph 8, Absatz eins, AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.

Aus der sonstigen allgemeinen Lage im Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen kein Hinweis auf das Bestehen eines unter§8 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet
werden.Aus der sonstigen allgemeinen Lage im Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Berlcksichtigung samtlicher
bekannter Tatsachen kein Hinweis auf das Bestehen eines unter Paragraph 8, Absatz eins, AsylG subsumierbaren
Sachverhalt abgeleitet werden.

Weitere, in der Person der bP begriindete Ruckkehrhindernisse kénnen bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Zur individuellen Versorgungssituation der bP wird weiters festgestellt, dass diese im Herkunftsstaat Uber eine
hinreichende Existenzgrundlage verfligt. Bei der bP handelt es sich um eine mobile, junge, gesunde, arbeitsfahige Frau.
Einerseits stammt die bP aus einem Staat, auf dessen Territorium die Grundversorgung der Bevolkerung gewahrleistet
ist und andererseits gehdrt die bP keinem Personenkreis an, von welchem anzunehmen ist, dass er sich in Bezug auf
seine individuelle Versorgungslage qualifiziert schutzbedurftiger darstellt als die Gbrige Bevdlkerung, welche ebenfalls
far ihre Existenzsicherung aufkommen kann.

Auch steht es der bP frei, im Falle einer Ruckkehr nach Pakistan wiederum eine Beschaftigung bzw. zumindest
Gelegenheitsarbeiten anzunehmen oder das -wenn auch nicht sonderlich leistungsfahige-Sozialsystem des
Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen.

Ebenso ist der Gatte der bP im Falle des Fehlens eigenen Einkommens gegentber der bP unterhaltspflichtig und
kdnnte sie daher mit Unterstitzung, etwa durch Geldiberweisungen durch den Gatten rechnen.

Daruber hinaus ist es der bP unbenommen, Rickkehrhilfe in Anspruch zu nehmen und sich im Falle der Bedurftigkeit
an ein im Herkunftsstaat karitativ tatige Organisation zu wenden.

Aufgrund der oa. Ausfihrungen ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau davon auszugehen, dass die bP im Falle
einer Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat ihre dringendsten BedUrfnisse befriedigen kann und nicht tGber eine allfallige
Anfangsschwierigkeiten Uberschreitende dauerhaft aussichtslose Lage gerat.

Krankheitsbedingte Abschiebehindernisse kamen ebenso nicht hervor.

Auch ist davon auszugehen, dass Osterreich im Bedarfsfall in der Lage wire, im Rahmen aufenthaltsbeendender
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Malinahmen ausreichende medizinische BegleitmalRnahmen zu setzen (VWGH 25.4.2008, 2007/20/0720 bis 0723, VfGH
v. 12.6.2010, Gz. U 613/10-10 und die bereits zitierte Judikatur; ebenso im h. Erk. vom 12.3.2010, B7 232.141-3/2009/3E
zitierte Auskunft des Bundesministeriums fur Inneres Abt. 11/3/C, Fremdenpolizeiliche Zwangsmalinahmen, in welcher
mitgeteilt wurde, dass, wenn im Voraus bekannt sei, dass eine Problemabschiebung bevorstehe, vom Zeitpunkt der
Festnahme an ein Amtsarzt bei der Amtshandlung zugegen sei. Fir solche Falle habe sich auch der stellvertretende
Chefarzt des Bundesministeriums fir Inneres bereit erklart, fur die arztliche Versorgung zu sorgen. Es konne also
davon ausgegangen werden, dass in solchen Fallen (bei Charterabschiebungen, ..., sei dies Standard) von Beginn der
Amtshandlung bis zur Ubergabe der betreffenden Person an die Behérden des Heimatlandes eine é&rztliche
Versorgung gewahrleistet sei. Auch sei es bei derartigen Charterabschiebungen gangige Praxis, dass Vertreter des
Menschenrechtsbeirates sowohl bei den Kontaktgesprachen als auch im Rahmen der Flugabschiebung als Beobachter
dabei seien. Transporte von Kindern wiirden auch von speziell ausgebildeten weiblichen Beamten begleitet. Auch
kénne die hauseigene Psychologin des Bundesministeriums fur Inneres beigezogen werden und mitfliegen, wenn man

von dem Abschiebungsvorgang rechtzeitig Kenntnis erlange.

Aufgrund der getroffenen Ausfihrungen ist davon auszugehen, dass die bP nicht verninftiger Weise (VWGH 9.5.1996,
Z1.95/20/0380) damit rechnen muss, in deren Herkunftsstaat mit einer Uber die bloRe Mdoglichkeit (z.B. VWGH vom
19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden malfgeblichen Wahrscheinlichkeit
einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne des§ 8 AsylG ausgesetzt zu sein, weshalb die
Gewahrung von subsididren Schutz ausscheidet.Aufgrund der getroffenen Ausfihrungen ist davon auszugehen, dass
die bP nicht vernunftiger Weise (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380) damit rechnen muss, in deren Herkunftsstaat mit einer
Uber die bloBe Mdglichkeit (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262)
hinausgehenden mafigeblichen Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne
des Paragraph 8, AsylG ausgesetzt zu sein, weshalb die Gewahrung von subsididren Schutz ausscheidet.

I.2.7. Behebung der Ausweisungsentscheidung in den Herkunftsstaatrémisch zwei.2.7. Behebung der

Ausweisungsentscheidung in den Herkunftsstaat

8 10 AsylG idFBGBI | 38/2011 lautet:Paragraph 10, AsylG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011,

lautet:
" (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz zuriickgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch

der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des

subsidiar Schutzberechtigten kommt oder
4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegtund kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2,

vorliegt.
(2) Ausweisungen nach Abs. 1 sind unzulassig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzulassig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen2. diese eine

Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
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f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fir die
notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemall Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemall Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverzuglich auszureisen.

(5) Uber die Zuléssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemaR §
10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer,
wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen
nach nicht blof3 vorubergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund
des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf Osterreichische Staatsburger oder Personen, die Uber ein
gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 8§ 51 ff
NAG) verfligen, unzulissig ware.(5) Uber die Zuldssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im
Hinblick darauf, ob diese gemal3 Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und
Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3 vortbergehend sind. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsblrger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein
unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verfugen, unzulassig ware.

(6) Ausweisungen nach Abs. 1 bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht(6) Ausweisungen
nach Absatz eins, bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht.

(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig
auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Ruckkehrverbot erlassen
wurde und far die Falle einer zurtickweisenden Entscheidung gemaf § 5 AsylG 2005 oder § 68 AVG sowie wenn eine
Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaR § 38 durchfuhrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverzuglich
auszureisen.(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von
14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine Frist fir die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein
Ruckkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer zurlickweisenden Entscheidung gemaR Paragraph 5, AsylG 2005
oder Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemafl Paragraph 38,
durchfihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.

(8) Mit Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverzlglichen oder fristgerechten Ausreise
und gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fUr die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustéandigen Fremdenpolizeibehdrde (8 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe, sowie auf
mogliche fremdenpolizeiliche Malinahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (8 46 FPG) hinzuweisen."(8) Mit
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Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise und
gegebenenfalls Uber die Mdglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehérde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe,
sowie auf mogliche fremdenpolizeiliche Malinahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG)

hinzuweisen."

Der gegenstandliche Asylantrag war abzuweisen und es war weder internationaler, noch subsididrer Schutz zu
gewahren. Es liegt daher bei Erlassung dieses Bescheides kein rechtmaRiger Aufenthalt im Bundesgebiet mehr vor.

Im gegenstandlichen Fall kommt der bP kein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zu.

Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben vorliegen (Art.
8 Abs 1 EMRK).Bei Ausspruch der Ausweisung kann ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienleben
vorliegen (Artikel 8, Absatz eins, EMRK).

Im gegenstandlichen Fall ist zweifelsfrei davon auszugehen, dass aufgrund der bestehenden Ehe mit einem
Osterreichischen Staatsburger die Ausweisung einen Eingriff in das durch Art. 8 EMRK gesicherte Familienleben
darstellt.Im gegenstandlichen Fall ist zweifelsfrei davon auszugehen, dass aufgrund der bestehenden Ehe mit einem
Osterreichischen Staatsbirger die Ausweisung einen Eingriff in das durch Artikel 8, EMRK gesicherte Familienleben
darstellt.

Die bP méchte offensichtlich auch ihr kiinftiges Leben in Osterreich gestalten und hélt sich bereits den genannten
Zeitraum im Bundesgebiet auf.

Die Ausweisung stellt somit einen Eingriff in das Recht auf das Privat- und Familienleben dar.

Es ist somit in weiterer Folge zu prufen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und/oder Familienlebens
des Beschwerdefuhrers im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in
einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, ndmlich die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2)
EMRK, in verhaltnismaliger Wiese verfolgt.Es ist somit in weiterer Folge zu prifen, ob ein Eingriff in das Recht auf
Achtung des Privat- und/oder Familienlebens des Beschwerdeflhrers im gegenstandlichen Fall durch den
Eingriffsvorbehalt des Artikel 8, EMRK gedeckt ist und ein in einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich
die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung iSv. Artikel 8, (2) EMRK, in verhaltnismafiger Wiese verfolgt.

Im Rahmen einer derartigen Prifung ist nach der Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes fir die
Notwendigkeit einer Ausweisung von Relevanz, ob der Fremde seinen Aufenthalt vom Inland her legalisieren kann (hier
etwa moglicherweise gem. § 21 Abs. 2 f NAG).Im Rahmen einer derartigen Prifung ist nach der Rechtssprechung des
Verwaltungsgerichtshofes fiir die Notwendigkeit einer Ausweisung von Relevanz, ob der Fremde seinen Aufenthalt vom
Inland her legalisieren kann (hier etwa moglicherweise gem. Paragraph 21, Absatz 2, f NAG).

In diesem Zusammenhang erscheinen im gegenstandlichen Fall noch viele Fragen offen, die seitens der belangten
Behorde nicht geklart wurden, namlich, ob und inwieweit es der bP aufgrund ihrer Ehe mit einem &sterreichischen
Staatsblrger moglich ist ihren Aufenthalt vom Inland aus zu legalisieren.

Hier wird die Frage zu klaren sein, warum es der bP bisher nicht gelang, sich nach niederlassungsrechtlichen
Bestimmungen in Osterreich niederzulassen und ob diese allfalligen Hindernisse nach wie vor bestehen.

Auch ware die Frage zu klaren, ob die bP das ihr erteilte Visum, welches ihr die Einreise nach Osterreich erméglichte,
nicht erschlich, zumal ihr dieses offenbar aufgrund ihrer Begriindung des Antrages auf Ausstellung eines Visums zum
Zwecke der Abholung eines Aufenthaltstitels erteilt wurde, sie sich jedoch nicht den Aufenthaltstitel abholte, sondern
den entsprechenden Antrag nach ihrer Einreise zurlickzog und in rechtsmissbrauchlicher Absicht einen
unbegrindeten Antrag auf internationalen Schutz stellte. Es stellt sich daher die Frage, ob die Einreise mit einem
solchen allfallig erschlichenen Visum Uberhaupt als legale Einreise darstellt, was sich wiederum auf die
Tatbestandsmerkmale des § 21 Abs. 2 NAG auswirken wirde.Auch ware die Frage zu klaren, ob die bP das ihr erteilte
Visum, welches ihr die Einreise nach Osterreich erméglichte, nicht erschlich, zumal ihr dieses offenbar aufgrund ihrer
Begrindung des Antrages auf Ausstellung eines Visums zum Zwecke der Abholung eines Aufenthaltstitels erteilt
wurde, sie sich jedoch nicht den Aufenthaltstitel abholte, sondern den entsprechenden Antrag nach ihrer Einreise
zurlickzog und in rechtsmissbrauchlicher Absicht einen unbegriindeten Antrag auf internationalen Schutz stellte. Es
stellt sich daher die Frage, ob die Einreise mit einem solchen allfallig erschlichenen Visum Uberhaupt als legale Einreise
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darstellt, was sich wiederum auf die Tatbestandsmerkmale des Paragraph 21, Absatz 2, NAG auswirken wirde.

Letztlich wird fur den Fall, dass die bP eine Ausreiseverpflichtung trifft, die Frage zu klaren sein, ob ihr eine (neuerliche)
Antragstellung zur legalen Einreise und zur Niederlassung maoglich ist, bzw. ob der bP und ihren Gatten ggf. die
Fihrung eines Familienlebens in Pakistan zumutbar ist bzw. ob und inwieweit im Falle eines Aufenthaltes der bP in
Pakistan und ihres Gattin in Osterreich weiterhin das Aufrechterhalten gewisser Kontakte (brieflich, telefonisch,
elektronisch, gegenteilige Besuche) mdglich erscheint.

Um diese Fragen zu kldren wird eine weitere Befragung der bP und wahrscheinlich auch von deren Gatten erforderlich

sein.

Gemal § 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehorde [das ho. Gericht], wenn der ihr [ihm] vorliegende Sachverhalt so
mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint,
den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen
Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlckverweisen. Gemal Abs. 3 leg. cit. kann die
Berufungsbehorde [das ho. Gericht] jedoch die muindliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme auch
selbst durchflihren, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist. GemaR Paragraph 66, Absatz 2, AVG
kann die Berufungsbehdorde [das ho. Gericht], wenn der ihr [ihm] vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfiihrung oder Wiederholung einer muindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behorde zurtickverweisen. Gemal Absatz 3, leg. cit. kann die Berufungsbehérde [das
ho. Gericht] jedoch die mundliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchfihren, wenn

hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.

Auch der AsylGH ist zur Anwendung des8 66 Abs. 2 AVG berechtigt (vgl. dazu VwGH v. 21.11.2002, Z1.2002/20/0315
und ZI. 2000/20/0084.Auch der AsylGH ist zur Anwendung des Paragraph 66, Absatz 2, AVG berechtigt vergleiche dazu
VwWGH v. 21.11.2002, ZI. 2002/20/0315 und ZI.2000/20/0084.

Aufgrund des Wohnsitzes der bP, sowie des organisatorischen Aufbaues des BAA und des ho. Gerichts, sowie der
Ausgestaltung der geltenden Geschaftsverteilung des ho. Gerichts ist davon auszugehen, dass ein Vorgehen gem. 8 66
(2) AVG zu einer Ersparnis an Zeit und Kosten fuhrt.Aufgrund des Wohnsitzes der bP, sowie des organisatorischen
Aufbaues des BAA und des ho. Gerichts, sowie der Ausgestaltung der geltenden Geschéftsverteilung des ho. Gerichts

ist davon auszugehen, dass ein Vorgehen gem. Paragraph 66, (2) AVG zu einer Ersparnis an Zeit und Kosten fiihrt.

Im gegenstandlichen Fall wird die Behdérde die oa. Erganzungen im Ermittlungsverfahren nachzuholen, das Ergebnis
des Ermittlungsverfahrens der bP zur Kenntnis zu bringen und neuerlich Gber die Frage, ob die bP auszuweisen ist,

entscheiden zu haben.
Schlagworte

Befragung, Ermittlungspflicht, Glaubwurdigkeit, Kassation, mangelnde Asylrelevanz, non refoulement

Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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